
Vorschlag für einen Beschluss des Rates über den Abschluss des Abkommens zwischen der Eu-
ropäischen Gemeinschaft und der Republik Malta über die Beteiligung Maltas an der Europäischen

Umweltagentur und dem Europäischen Umweltinformations- und Umweltbeobachtungsnetz

(2001/C 120 E/26)

KOM(2000) 875 endg. � 2000/0345(CNS)

(Von der Kommission vorgelegt am 22. Dezember 2000)

DER RAT DER EUROP˜ISCHEN UNION �

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft, insbesondere auf Artikel 174 Absatz 4 in Verbin-
dung mit Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 1 und
Artikel 300 Absatz 3,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1210/90 (1) des Rates
zur Einrichtung einer Umweltagentur und eines Umweltinfor-
mations- und Umweltbeobachtungsnetzes, geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 933/1999 (2) des Rates,

gestützt auf die Mitteilung der Kommission über die Teilnahme
der Beitrittsländer an den Programmen, Agenturen und Aus-
schüssen der Gemeinschaft KOM(1999) 710 endg.,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung in Luxemburg
(Dezember 1997) die Teilnahme an bestimmten Gemein-
schaftsprogrammen und die Mitwirkung in bestimmten
Einrichtungen der Gemeinschaft als Mittel zur Intensivie-
rung der Heranführungsstrategie für die mittel- und ost-
europäischen Länder vorgesehen. In den Schlussfolgerun-
gen des Rates hieß es: ÐÜber eine derartige Beteiligung
wird von Fall zu Fall entschieden werden müssen, und jeder
Bewerberstaat wird einen eigenen, schrittweise ansteigen-
den finanziellen Beitrag zu leisten haben. Das PHARE-Pro-
gramm wird weiterhin im Bedarfsfall einen Teil des natio-
nalen Beitrags der Bewerberstaaten finanzieren können.�

(2) Der Europäische Rat von Luxemburg (Dezember 1997) hat
für Zypern eine besondere Heranführungsstrategie mit der
Teilnahme an bestimmten Gemeinschaftsprogrammen und
der Mitwirkung in bestimmten Einrichtungen der Gemein-
schaft nach dem Beispiel des bei den mittel- und osteuro-
päischen Bewerberländern angewendeten Konzepts vorgese-
hen.

(3) Der Europäische Rat von Helsinki hat erneut den umfas-
senden Charakter des Beitrittsprozesses bestätigt, bei dem
nunmehr dreizehn Kandidatenländer in einen einzigen Rah-
men einbezogen werden; diese nehmen gleichberechtigt am
Beitrittsprozess teil.

(4) Gemäß Artikel 300 Absatz 1 EG-Vertrag hat der Rat am
14. Februar 2000 die Kommission ermächtigt, Verhandlun-
gen über die Beteiligung der Bewerberländer an der Euro-
päischen Umweltagentur zu führen �

BESCHLIESST:

Artikel 1

Dem Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft
und der Republik Malta über die Beteiligung Maltas an der
Europäischen Umweltagentur und dem Europäischen Umwelt-
informations- und Umweltbeobachtungsnetz wird im Namen
der Gemeinschaft zugestimmt.

Der Wortlaut des Abkommens ist diesem Beschluss als Anhang
beigefügt.

Artikel 2

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf-
ten veröffentlicht.
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Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Republik Malta über die Beteiligung
der Republik Malta an der Europäischen Umweltagentur und dem Europäischen Umweltinforma-

tions- und Umweltbeobachtungsnetz

Die EUROP˜ISCHE GEMEINSCHAFT

und die REPUBLIK MALTA, nachstehend ÐMalta� genannt,

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG des Antrags Maltas auf Beteiligung an der Europäischen Umweltagentur bereits
vor dem Beitritt,

EINGEDENK DESSEN, dass der Europäische Rat von Luxemburg (Dezember 1997) die Beteiligung an den
Programmen und Agenturen der Gemeinschaft als Mittel zur Stärkung der Heranführungsstrategie vor-
gesehen hat,

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG der Verordnung (EWG) Nr. 1210/90 des Rates zur Errichtung einer Umwelt-
agentur und eines Umweltinformations- und Umweltbeobachtungsnetzes (1), geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 933/1999 des Rates (2),

IN DER ERKENNTNIS, dass das oberste Ziel Maltas die Mitgliedschaft in der Europäischen Union ist und die
Beteiligung an der Europäischen Umweltagentur Malta helfen wird, dieses Ziel zu erreichen �

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Malta beteiligt sich voll an der Europäischen Umweltagentur,
nachstehend ÐAgentur� genannt, und an dem Europäischen
Umweltinformations- und Umweltbeobachtungsnetz (EIONET),
die durch die Verordnung (EWG) Nr. 1210/90 des Rates, geän-
dert durch die Verordnung (EG) Nr. 933/1999 des Rates, er-
richtet wurden.

Artikel 2

Malta beteiligt sich finanziell an den in Artikel 1 genannten
Aktivitäten (Agentur und EIONET) wie folgt:

� Der Beitrag erhöht sich schrittweise während eines Zeit-
raums von drei Jahren, in denen Malta die Aktivitäten all-
mählich aufnimmt. Die zu leistenden finanziellen Beiträge
belaufen sich auf:

� 1. Jahr: 36 000 EUR

� 2. Jahr: 46 000 EUR

� 3. Jahr: 56 000 EUR.

Ab dem vierten Jahr des Inkrafttretens dieses Abkommens
trägt Malta die vollen Kosten seines finanziellen Beitrags:
56 000 EUR.

� In den ersten drei Jahren kann Malta teilweise die Hilfe der
Gemeinschaft gemäß der Verordnung des Rates über die
Durchführung von Maßnahmen im Rahmen der Heranfüh-
rungsstrategie für die Republik Zypern und die Republik
Malta für die Zahlung des Beitrags zur Agentur in An-

spruch nehmen, wobei die maximale Gemeinschaftshilfe
75 % im 1. Jahr, 60 % im 2. Jahr und 50 % im 3. Jahr
beträgt.

Ab dem vierten Jahr trägt Malta die vollen Kosten seines
finanziellen Beitrags zur Agentur.

Die weiteren Bedingungen bezüglich des finanziellen Beitrags
Maltas sind im Anhang I festgelegt, der Bestandteil dieses Ab-
kommens ist.

Artikel 3

Malta beteiligt sich voll, jedoch ohne Stimmrecht, am Verwal-
tungsrat der Agentur und wird an der Arbeit des Wissenschaft-
lichen Beirats der Agentur beteiligt.

Artikel 4

Malta teilt der Agentur gemäß Artikel 4 Absatz 2 der Verord-
nung (EWG) Nr. 1210/90 des Rates, geändert durch die Ver-
ordnung (EG) Nr. 933/1999 des Rates, binnen drei Monaten
nach Inkrafttreten dieses Abkommens die wichtigsten Bestand-
teile seiner innerstaatlichen Umweltinformationsnetze mit.

Artikel 5

Malta benennt insbesondere unter den in Artikel 4 genannten
Stellen oder sonstigen Einrichtungen in seinem Hoheitsgebiet
eine Ðinnerstaatliche Anlaufstelle�, die mit der Koordinierung
und/oder Weitergabe der Informationen beauftragt ist, die im
Inland der Agentur und den dem EIONET angeschlossenen
Stellen oder Einrichtungen, einschließlich der in Artikel 6 ge-
nannten themenspezifischen Ansprechstellen, zu übermitteln
sind.
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Artikel 6

Malta kann ferner innerhalb der in Artikel 4 genannten Frist
festlegen, welche Stellen oder sonstigen Einrichtungen in sei-
nem Hoheitsgebiet eigens damit betraut werden könnten, mit
der Agentur bei bestimmten Themen von besonderem Interesse
zusammenzuarbeiten. Eine auf diese Weise bestimmte Stelle
sollte mit der Agentur eine Vereinbarung darüber treffen kön-
nen, dass sie als themenspezifische Ansprechstelle des Netzes
für besondere Aufgaben fungiert. Diese Stellen arbeiten mit
anderen dem Netz angehörenden Einrichtungen zusammen.

Artikel 7

Der Verwaltungsrat der Agentur überprüft binnen drei Mona-
ten nach Erhalt der in den Artikeln 4, 5 und 6 genannten
Informationen die wichtigsten Bestandteile des Netzes, um
der Beteiligung Maltas Rechnung zu tragen.

Artikel 8

Malta übermittelt Daten gemäß den im im Rahmen der Arbeit
der Agentur festgelegten Verpflichtungen und Verfahrenswei-
sen.

Artikel 9

Die Agentur kann mit den von Malta benannten und nach den
Artikeln 4, 5 und 6 zum Netz gehörenden Stellen oder Ein-
richtungen die Vereinbarungen, insbesondere Verträge, schlie-
ßen, die für die erfolgreiche Durchführung der ihnen von ihr
übertragenen Aufgaben erforderlich sind.

Artikel 10

Die der Agentur übermittelten oder von ihr stammenden Um-
weltdaten können veröffentlicht werden und sind der Öffent-
lichkeit zugänglich zu machen, sofern vertrauliche Informatio-
nen in Malta in gleichem Maße geschützt werden wie innerhalb
der Gemeinschaft.

Artikel 11

Die Agentur besitzt in Malta Rechtspersönlichkeit sowie die
weitestgehende Rechts- und Handlungsfähigkeit, die juristischen
Personen nach dem Recht Maltas zuerkannt wird.

Artikel 12

Malta wendet auf die Agentur das Protokoll über die Vorrechte
und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften an, das als
Anhang II Bestandteil dieses Abkommens ist.

Artikel 13

Abweichend von Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a) der Verord-
nung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68 des Rates zur Fest-
legung des Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaf-
ten und der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Be-
diensteten dieser Gemeinschaften (1) können Staatsangehörige
Maltas, die im Vollbesitz ihrer Staatsbürgerrechte sind, vom
Exekutivdirektor der Agentur unter Vertrag genommen werden.

Artikel 14

Die Vertragsparteien treffen alle allgemeinen oder besonderen
Maßnahmen, die zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus die-
sem Abkommen erforderlich sind. Sie sorgen dafür, dass die
Ziele des Abkommens erreicht werden.

Artikel 15

Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen, bis
Malta Mitglied der Europäischen Union wird. Jede Vertragspar-
tei kann dieses Abkommen durch Notifikation an die andere
Vertragspartei kündigen. Dieses Abkommen tritt sechs Monate
nach dem Datum dieser Notifikation außer Kraft.

Artikel 16

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der Vertrag
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, der Vertrag zur
Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft und der Ver-
trag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl angewendet werden, nach Maßgabe dieser
Verträge sowie für das Gebiet Maltas.

Artikel 17

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in dänischer, deut-
scher, englischer, finnischer, französischer, griechischer, italie-
nischer, niederländischer, portugiesischer, schwedischer, spa-
nischer und maltesischer Sprache abgefasst, wobei jeder Wort-
laut gleichermaßen verbindlich ist.

Artikel 18

Dieses Abkommen wird von den Vertragsparteien nach Maß-
gabe ihrer eigenen Verfahren genehmigt. Dieses Abkommen
tritt am ersten Tag des zweiten Monats in Kraft, der auf den
Tag folgt, an dem die letzte Vertragspartei der ersten Vertrags-
partei den Abschluss ihrer Verfahren notifiziert hat.
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ANHANG I

FINANZIELLER BEITRAG MALTAS ZUR EUROP˜ISCHEN UMWELTAGENTUR

1. Malta leistet im Rahmen seiner Beteiligung an der Europäischen Umweltagentur einen finanziellen Beitrag zum
Gesamthaushalt der Europäischen Union in folgender Höhe:

� 1. Jahr der Beteiligung 36 000 EUR

� 2. Jahr der Beteiligung 46 000 EUR

� 3. Jahr der Beteiligung 56 000 EUR.

Ab dem vierten Jahr trägt Malta die vollen Kosten seines finanziellen Beitrags: 56 000 EUR.

2. In den ersten drei Jahren kann Malta teilweise die Hilfe der Gemeinschaft gemäß der Verordnung des Rates über die
Durchführung von Maßnahmen im Rahmen der Heranführungsstrategie für die Republik Zypern und die Republik
Malta für die Zahlung des Beitrags zur Agentur in Anspruch nehmen, wobei die maximale Gemeinschaftshilfe 75 %
im 1. Jahr, 60 % im 2. Jahr und 50 % im 3. Jahr beträgt. Die beantragten Mittel werden Malta im Rahmen eines
getrennten Programmplanungsverfahrens aufgrund einer separaten Finanzierungsvereinbarung zur Verfügung gestellt.

Für den restlichen Beitrag kommt Malta selbst auf. Ab dem vierten Jahr trägt Malta die vollen Kosten seiner
Beteiligung an der Agentur.

3. Der Beitrag Maltas wird gemäß der Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union ver-
waltet.

Reise- und Aufenthaltskosten, die Vertretern und Sachverständigen Maltas durch die Teilnahme an Aktivitäten oder
Sitzungen der Europäischen Umweltagentur im Zusammenhang mit der Durchführung des Arbeitsprogramms der
Agentur entstehen, werden von der Europäischen Umweltagentur auf der gleichen Grundlage und nach den gleichen
Verfahren erstattet, wie sie derzeit für die Mitgliedstaaten der Europäischen Union gelten.

4. Nach Inkrafttreten dieses Abkommens und zu Beginn jedes folgenden Jahres fordert die Kommission von Malta den
Beitrag an, den es aufgrund dieses Abkommens zur Europäischen Umweltagentur zu entrichten hat. Für das erste
Kalenderjahr seiner Beteiligung leistet Malta einen Beitrag, der ab dem Datum der Beteiligung bis zum Jahresende
anteilsmäßig berechnet wird. Für die darauf folgenden Jahre entspricht der Beitrag den Bestimmungen dieses Abkom-
mens.

5. Dieser Beitrag wird in Euro angegeben und ist auf ein Euro-Bankkonto der Kommission einzuzahlen.

6. Malta zahlt seinen Beitrag aufgrund einer entsprechenden Anforderung innerhalb folgender Fristen:

� seinen eigenen Anteil bis zum 1. Mai, sofern die Kommission die Mittel vor dem 1. April angefordert hat, bzw.
spätestens 30 Tage nach der Anforderung;

� den aus der Gemeinschaftshilfe finanzierten Anteil bis zum 1. Mai, sofern Malta die entsprechenden Beträge bis
dahin überwiesen wurden, bzw. spätestens 30 Tage nach Überweisung dieser Beträge an Malta.

7. Bei verspäteter Zahlung des Beitrags werden Malta ab dem Fälligkeitstag Zinsen für den offenstehenden Betrag
berechnet. Als Zinssatz wird der am Fälligkeitstag geltende Zinssatz der Europäischen Zentralbank für ihre Euro-
Geschäfte, erhöht um 1,5 Prozentpunkte, angewandt.
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ANHANG II

PROTOKOLL

über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN,

IN DER ERW˜GUNG,

dass die Europäischen Gemeinschaften und die Europäische Investitionsbank nach Artikel 28 des Vertrags
zur Einsetzung des gemeinsamen Rates und der gemeinsamen Kommission dieser Gemeinschaften im
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten die zur Erfüllung ihrer Aufgabe erforderlichen Vorrechte und Befreiungen
genießen,

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOMMEN, die diesem Vertrag als Anhang beigefügt sind:

KAPITEL I

VERMÖGENSGEGENST˜NDE, LIEGENSCHAFTEN, GUTHABEN
UND GESCH˜FTE DER EUROP˜ISCHEN GEMEINSCHAFTEN

Artikel 1

Die Räumlichkeiten und Gebäude der Gemeinschaften sind un-
verletzlich. Sie dürfen nicht durchsucht, beschlagnahmt, einge-
zogen oder enteignet werden. Die Vermögensgegenstände und
Guthaben der Gemeinschaften dürfen ohne Ermächtigung des
Gerichtshofes nicht Gegenstand von Zwangsmaßnahmen der
Verwaltungsbehörden oder Gerichte sein.

Artikel 2

Die Archive der Gemeinschaften sind unverletzlich.

Artikel 3

Die Gemeinschaften, ihre Guthaben, Einkünfte und sonstigen
Vermögensgegenstände sind von jeder direkten Steuer befreit.

Die Regierungen der Mitgliedstaaten treffen in allen Fällen, in
denen es ihnen möglich ist, geeignete Maßnahmen für den
Erlass oder die Erstattung des Betrages der indirekten Steuern
und Verkaufsabgaben, die in den Preisen für bewegliche oder
unbewegliche Güter inbegriffen sind, wenn die Gemeinschaften
für ihren Dienstbedarf größere Einkäufe tätigen, bei denen der-
artige Steuern und Abgaben im Preis enthalten sind. Die
Durchführung dieser Maßnahmen darf jedoch den Wettbewerb
innerhalb der Gemeinschaften nicht verfälschen.

Von den Abgaben, die lediglich die Vergütung für Leistungen
gemeinnütziger Versorgungsbetriebe darstellen, wird keine Be-
freiung gewährt.

Artikel 4

Die Gemeinschaften sind von allen Zöllen sowie Ein- und Aus-
fuhrverboten und -beschränkungen bezüglich der zu ihrem
Dienstgebrauch bestimmten Gegenstände befreit; die in dieser
Weise eingeführten Gegenstände dürfen im Hoheitsgebiet des
Staates, in das sie eingeführt worden sind, weder entgeltlich
noch unentgeltlich veräußert werden, es sei denn zu Bedingun-
gen, welche die Regierung dieses Staates genehmigt.

Den Gemeinschaften steht ferner für ihre Veröffentlichungen
Befreiung von Zöllen sowie Ein- und Ausfuhrverboten und
-beschränkungen zu.

Artikel 5

Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl darf Devi-
sen aller Art und Konten in jeder beliebigen Währung besitzen.

KAPITEL II

NACHRICHTENÜBERMITTLUNG UND AUSWEISE

Artikel 6

Den Organen der Gemeinschaften steht für ihre amtliche Nach-
richtenübermittlung und die Übermittlung aller ihrer Schrift-
stücke im Hoheitsgebiet jedes Mitgliedstaats die gleiche Behand-
lung wie den diplomatischen Vertretungen zu.

Der amtliche Schriftverkehr und die sonstige amtliche Nach-
richtenübermittlung der Organe der Gemeinschaften unterlie-
gen nicht der Zensur.

Artikel 7

(1) Die Präsidenten der Organe der Gemeinschaften können
den Mitgliedern und Bediensteten dieser Organe Ausweise aus-
stellen, deren Form vom Rat bestimmt wird und die von den
Behörden der Mitgliedstaaten als gültige Reiseausweise aner-
kannt werden. Diese Ausweise werden den Beamten und sons-
tigen Bediensteten nach Maßgabe des Statuts der Beamten und
der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten
der Gemeinschaften ausgestellt.

Die Kommission kann Abkommen zur Anerkennung dieser
Ausweise als im Hoheitsgebiet dritter Länder gültige Reiseaus-
weise schließen.

(2) Artikel 6 des Protokolls über die Vorrechte und Immu-
nitäten der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
findet jedoch weiterhin Anwendung auf diejenigen Mitglieder
und Bediensteten der Organe, die bei Inkrafttreten dieses Ver-
trags im Besitz des in dem genannten Artikel vorgesehenen
Ausweises sind, und zwar bis zur Anwendung von Absatz 1.
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KAPITEL III

MITGLIEDER DES EUROP˜ISCHEN PARLAMENTS

Artikel 8

Die Reise der Mitglieder des Europäischen Parlaments zum und
vom Tagungsort des Europäischen Parlaments unterliegt keinen
verwaltungsmäßigen oder sonstigen Beschränkungen.

Die Mitglieder des Europäischen Parlaments erhalten bei der
Zollabfertigung und Devisenkontrolle

a) seitens ihrer eigenen Regierung dieselben Erleichterungen
wie hohe Beamte, die sich in offiziellem Auftrag vorüber-
gehend ins Ausland begeben;

b) seitens der Regierungen der anderen Mitgliedstaaten diesel-
ben Erleichterungen wie ausländische Regierungsvertreter
mit vorübergehendem offiziellem Auftrag.

Artikel 9

Wegen einer in Ausübung ihres Amtes erfolgten ˜ußerung
oder Abstimmung dürfen Mitglieder des Europäischen Par-
laments weder in ein Ermittlungsverfahren verwickelt noch
festgenommen oder verfolgt werden.

Artikel 10

Während der Dauer der Sitzungsperiode des Europäischen Par-
laments

a) steht seinen Mitgliedern im Hoheitsgebiet ihres eigenen Staa-
tes die den Parlamentsmitgliedern zuerkannte Unverletzlich-
keit zu,

b) können seine Mitglieder im Hoheitsgebiet jedes anderen Mit-
gliedstaats weder festgehalten noch gerichtlich verfolgt wer-
den.

Die Unverletzlichkeit besteht auch während der Reise zum und
vom Tagungsort des Europäischen Parlaments.

Bei Ergreifung auf frischer Tat kann die Unverletzlichkeit nicht
geltend gemacht werden; sie steht auch nicht der Befugnis des
Europäischen Parlaments entgegen, die Unverletzlichkeit eines
seiner Mitglieder aufzuheben.

KAPITEL IV

VERTRETER DER MITGLIEDSTAATEN, DIE AN DEN ARBEITEN
DER ORGANE DER EUROP˜ISCHEN GEMEINSCHAFTEN TEIL-

NEHMEN

Artikel 11

Den Vertretern der Mitgliedstaaten, die an den Arbeiten der
Organe der Gemeinschaften teilnehmen, sowie ihren Beratern
und Sachverständigen stehen während der Ausübung ihrer Tä-
tigkeit und auf der Reise zum und vom Tagungsort die übli-
chen Vorrechte, Befreiungen und Erleichterungen zu.

Dies gilt auch für die Mitglieder der beratenden Organe der
Gemeinschaften.

KAPITEL V

BEAMTE UND SONSTIGE BEDIENSTETE DER EUROP˜ISCHEN
GEMEINSCHAFTEN

Artikel 12

Den Beamten und sonstigen Bediensteten der Gemeinschaften
stehen im Hoheitsgebiet jedes Mitgliedstaats ohne Rücksicht auf
ihre Staatsangehörigkeit folgende Vorrechte und Befreiungen
zu:

a) Befreiung von der Gerichtsbarkeit bezüglich der von ihnen
in amtlicher Eigenschaft vorgenommenen Handlungen, ein-
schließlich ihrer mündlichen und schriftlichen ˜ußerungen,
jedoch vorbehaltlich der Anwendung der Bestimmungen der
Verträge über die Vorschriften betreffend die Haftung der
Beamten und sonstigen Bediensteten gegenüber den Ge-
meinschaften und über die Zuständigkeit des Gerichtshofes
für Streitsachen zwischen den Gemeinschaften und ihren
Beamten sowie sonstigen Bediensteten. Diese Befreiung gilt
auch nach Beendigung ihrer Amtstätigkeit;

b) Befreiung von Einwanderungsbeschränkungen und von der
Meldepflicht für Ausländer; das gleiche gilt für ihre Ehegat-
ten und die von ihnen unterhaltenen Familienmitglieder;

c) die den Beamten der internationalen Organisationen übli-
cherweise gewährten Erleichterungen auf dem Gebiet der
Vorschriften des Währungs- und Devisenrechts;

d) das Recht, ihre Wohnungseinrichtung und ihre persönlichen
Gebrauchsgegenstände bei Antritt ihres Dienstes in das in
Frage stehende Land zollfrei einzuführen und bei Beendi-
gung ihrer Amtstätigkeit in diesem Land ihre Wohnungs-
einrichtung und ihre persönlichen Gebrauchsgegenstände
zollfrei wieder auszuführen, vorbehaltlich der Bedingungen,
welche die Regierung des Landes, in dem dieses Recht aus-
geübt wird, in dem einen und anderen Fall für erforderlich
erachtet;

e) das Recht, das zu ihrem eigenen Gebrauch bestimmte Kraft-
fahrzeug, sofern es im Land ihres letzten ständigen Aufent-
halts oder in dem Land, dem sie angehören, zu den auf dem
Binnenmarkt dieses Landes geltenden Bedingungen erwor-
ben worden ist, zollfrei einzuführen und es zollfrei wieder
auszuführen, vorbehaltlich der Bedingungen, welche die Re-
gierung des in Frage stehenden Landes in dem einen und
anderen Fall für erforderlich erachtet.

Artikel 13

Von den Gehältern, Löhnen und anderen Bezügen, welche die
Gemeinschaften ihren Beamten und sonstigen Bediensteten
zahlen, wird zugunsten der Gemeinschaften eine Steuer gemäß
den Bestimmungen und dem Verfahren erhoben, die vom Rat
auf Vorschlag der Kommission festgelegt werden.

Die Beamten und sonstigen Bediensteten sind von innerstaatli-
chen Steuern auf die von den Gemeinschaften gezahlten Ge-
hälter, Löhne und Bezüge befreit.
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Artikel 14

Die Beamten und sonstigen Bediensteten der Gemeinschaften,
die sich lediglich zur Ausübung einer Amtstätigkeit im Dienst
der Gemeinschaften im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied-
staats als des Staates niederlassen, in dem sie zur Zeit des
Dienstantritts bei den Gemeinschaften ihren steuerlichen
Wohnsitz haben, werden in den beiden genannten Staaten für
die Erhebung der Einkommen-, Vermögen- und Erbschaftsteuer
sowie für die Anwendung der zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung zwischen den Mitgliedstaaten der Gemeinschaften
geschlossenen Abkommen so behandelt, als hätten sie ihren
früheren Wohnsitz beibehalten, sofern sich dieser in einem
Mitgliedstaat der Gemeinschaften befindet. Dies gilt auch für
den Ehegatten, soweit dieser keine eigene Berufstätigkeit aus-
übt, sowie für die Kinder, die unter der Aufsicht der in diesem
Artikel bezeichneten Personen stehen und von ihnen unterhal-
ten werden.

Das im Hoheitsgebiet des Aufenthaltsstaats befindliche beweg-
liche Vermögen der in Absatz 1 bezeichneten Personen ist in
diesem Staat von der Erbschaftsteuer befreit; für die Veranla-
gung dieser Steuer wird es vorbehaltlich der Rechte dritter
Länder und der etwaigen Anwendung internationaler Abkom-
men über die Doppelbesteuerung als in dem Staat des steuer-
lichen Wohnsitzes befindlich betrachtet.

Ein lediglich zur Ausübung einer Amtstätigkeit im Dienste an-
derer internationaler Organisationen begründeter Wohnsitz
bleibt bei der Anwendung dieses Artikels unberücksichtigt.

Artikel 15

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission durch einstimmi-
gen Beschluss das System der Sozialleistungen für die Beamten
und sonstigen Bediensteten der Gemeinschaften fest.

Artikel 16

Der Rat bestimmt auf Vorschlag der Kommission und nach
Anhörung der anderen betroffenen Organe die Gruppen von
Beamten und sonstigen Bediensteten der Gemeinschaften, auf
welche die Artikel 12, 13 Absatz 2 und Artikel 14 ganz oder
teilweise Anwendung finden.

Namen, Dienstrang und -stellung sowie Anschrift der Beamten
und sonstigen Bediensteten dieser Gruppen werden den Regie-
rungen der Mitgliedstaaten in regelmäßigen Zeitabständen mit-
geteilt.

KAPITEL VI

VORRECHTE UND BEFREIUNGEN DER VERTRETUNGEN DRIT-
TER L˜NDER, DIE BEI DEN EUROP˜ISCHEN GEMEINSCHAF-

TEN BEGLAUBIGT SIND

Artikel 17

Der Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet sich der Sitz der
Gemeinschaften befindet, gewährt den bei den Gemeinschaften
beglaubigten Vertretungen dritter Länder die üblichen diploma-
tischen Vorrechte und Befreiungen.

KAPITEL VII

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 18

Die Vorrechte, Befreiungen und Erleichterungen werden den
Beamten und sonstigen Bediensteten der Gemeinschaften aus-
schließlich im Interesse der Gemeinschaften gewährt.

Jedes Organ der Gemeinschaften hat die Befreiung eines Beam-
ten oder sonstigen Bediensteten in allen Fällen aufzuheben, in
denen dies nach seiner Auffassung den Interessen der Gemein-
schaften nicht zuwiderläuft.

Artikel 19

Bei der Anwendung dieses Protokolls handeln die Organe der
Gemeinschaften und die verantwortlichen Behörden der betei-
ligten Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen.

Artikel 20

Die Artikel 12 bis 15 und 18 finden auf die Mitglieder der
Kommission Anwendung.

Artikel 21

Die Artikel 12 bis 15 und 18 finden auf die Richter, die Ge-
neralanwälte, den Kanzler und die Hilfsberichterstatter des Ge-
richtshofes Anwendung; die Bestimmungen des Artikels 3 der
Protokolle über die Satzung des Gerichtshofes betreffend die
Befreiung der Richter und Generalanwälte von der Gerichtsbar-
keit bleiben hiervon unberührt.

Artikel 22

Dieses Protokoll gilt auch für die Europäische Investitionsbank,
die Mitglieder ihrer Organe, ihr Personal und die Vertreter der
Mitgliedstaaten, die an ihren Arbeiten teilnehmen; die Bestim-
mungen des Protokolls über die Satzung der Bank bleiben hier-
von unberührt.

Die Europäische Investitionsbank ist außerdem von allen Steu-
ern und sonstigen Abgaben anlässlich der Erhöhungen ihres
Kapitals sowie von den verschiedenen Förmlichkeiten befreit,
die hiermit in dem Staat, in dem sie ihren Sitz hat, verbunden
sind. Desgleichen werden bei ihrer etwaigen Auflösung und
Liquidation keine Abgaben erhoben. Ferner unterliegt die Tätig-
keit der Bank und ihrer Organe, soweit sie nach Maßgabe der
Satzung ausgeübt wird, nicht der Umsatzsteuer.

Artikel 23 (*)

Dieses Protokoll gilt auch für die Europäische Zentralbank, die
Mitglieder ihrer Beschlussorgane und ihre Bediensteten; die Be-
stimmungen des Protokolls über die Satzung des Europäischen
Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank
bleiben hiervon unberührt.
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(*) Eingefügt durch Artikel 9 Absatz 5 des Vertrags von Amsterdam.



Die Europäische Zentralbank ist außerdem von allen Steuern
und sonstigen Abgaben anlässlich der Erhöhungen ihres Kapi-
tals sowie von den verschiedenen Förmlichkeiten befreit, die
hiermit in dem Staat, in dem sie ihren Sitz hat, verbunden
sind. Ferner unterliegt die Tätigkeit der Bank und ihrer Be-
schlussorgane, soweit sie nach Maßgabe der Satzung des Euro-
päischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen
Zentralbank ausgeübt wird, nicht der Umsatzsteuer.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten auch für das Europäi-
sche Währungsinstitut. Bei seiner Auflösung oder Liquidation
werden keine Abgaben erhoben.

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollmächtig-
ten ihre Unterschriften unter dieses Protokoll gesetzt.

Geschehen zu Brüssel am achten April neunzehnhundertfünf-
undsechzig.

Paul Henri SPAAK

Kurt SCHMÜCKER

Maurice COUVE DE MURVILLE

Amintore FANFANI

Pierre WERNER

J. M. A. H. LUNS
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